
Aktenzeichen: 6 ABR 29/85
Bundesarbeitsgericht 6. Senat Beschluß vom 2. April 1987

- 6 ABR 29/85 -
I. Arbeitsgericht Beschluß vom 9. November 1983

Freiburg - 8 BV 4/83 -
II» Landesarbeitsgericht Beschluß vom 14. November 1984

Baden-Württemberg - 2 Ta BV 10/83 -
Für die Amtliche Sammlung: Ja nur auszugsweise die
Für die Fachpresse: Ja Gründe unter B II
Für das Bundesarchiv: Nein

Entscheidungsstichwort:
Unselbständige Anschlußbeschwerde im Beschlußverfahren

Gesetz ArbGG 1979 §§ 81, 89; BetrVG § 40 Abs.
ZPO § 318

BRAGO § 10;

Leitsatz:
Im arbeitsgerichtlichen Beschlußverfahren ist die un­
selbständige Anschlußbeschwerde zulässig (Aufgabe der 
Rechtsprechung des BAG im Beschluß vom 27. Mai I960 
- 1 ABR 10/59 - AP Nr 3 zu § 89 ArbGG 1953).
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6 ABR 29/85
2 Ta BV 10/83 Baden-Württemberg
Verkündet am 
2. April 1987

Im Namen des Volkes!

Stöcker, Beschluß

AmtsInspektorin 
als Urkundesbeamter 
der Geschäftsstelle

Ir. Sachen

pp.

hat der Sechste Senat des Bundesarbeitsgerichts in der Sit­
zung vom 2. April 1987 durch den Vorsitzenden Richter Prof.

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 2-

Dr. Röhsler, die Richter Dr. Jobs und Schneider sowie die 
ehrenamtlichen Richter Dr. Kukies und Buschmann beschlossen:

Auf die Rechtsbeschwerde des Antragstellers wird 

wird der Beschluß des Landesarbeitsgerichts 
Baden-Württemberg vom 14. November 1984 - 2 Ta BV 
10/83 - aufgehoben.

Die Sache wird zur erneuten Verhandlung und Ent­
scheidung an das Landesarbeitsgericht zurückver­
wiesen .

V o n  R e c h t s  w e g e n !

G r ü n d e  :

pp.

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


-3-

II. Zu Unrecht hat das Landesarbeitsgericht jedoch die An­
schlußbeschwerde des Betriebsrats gegen den Beschluß des Ar­
beitsgerichts vom 9. November 1983 als unzulässig zurückgewie­
sen .

1. Der Beschluß des Arbeitsgerichts ist den Verfahrensbevoll- 
rnächtigten des Betriebsrats am 24. November 1983 zugestellt 
worden, die Beschwerdefrist lief also am 27. Dezember 1983 ab 
(§§ 516, 222 Abs. 1 und 2 ZPO; §§ 187 Abs. 1, 188 Abs. 2 BGB).
Die erst am 29. Dezember 1983 bei dem Landesarbeitsgericht ein­
gegangene Anschlußbeschwerde des Betriebsrats ist jedoch als so­
genannte unselbständige Anschlußbeschwerde zulässig, da diese 
auch noch nach Ablauf der Beschwerdefrist eingelegt werden kann.

Die Zulässigkeit einer unselbständigen Anschlußbeschwerde im 
arbeitsgerichtlichen Beschlußverfahren ist umstritten.

a) Die Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts hat im Anschluß
vor allem an Dersch/Volkrnar (ArbGG, 6. Aufl., § 89 Anra. 5 a;

«anderer Ansicht aber Dietz/Nikisch, ArbGG, § 87 Anm. 17) sowohl 
die Anschlußrechtsbeschwerde (Beschluß vom 15. Mai 1957 - 1 ABR 
8/55 - AP Nr. 5 zu § 56 BetrVG) als auch die unselbständige An­
schlußbeschwerde (Beschluß vom 27. Mai I960 - 1 ABR 10/59 - AP 
Nr. 3 zu § 89 ArbGG 1953; Beschluß vom 6. November 1973 - 1 ABR 
15/73 - AP Nr. 8 zu § 89 ArbGG 1953) für unzulässig gehalten. 
Diese Rechtsauffassung wird mit dem Fehlen eines entsprechenden 
Hinweises im Gesetz, insbesondere aber mit dem das Beschlußver­
fahren beherrschenden Beschleunigungsprinzip begründet. Diesem
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Grundsatz könne nicht Rechnung,getragen werden, wenn ein An- 
schlußrechtsmittel im zweiten Rechtszug, das noch unmittelbar vor 
der zu verkündenden Entscheidung des Beschwerdegerichts eingelegt 
werden könnte, zugelassen würde. Anders als im Urteilsverfahren, 
das den nicht Erschienenen nur mit einem in derselben Instanz 
änderbaren Risiko einer Versäumnisentscheidung belaste, ergehe im 
Beschlußverfahren nämlich auch beim Ausbleiben eines Beteiligten 
im Termin zur mündlichen Anhörung grundsätzlich eine instanzbe­
endende, sachliche Entscheidung. Die Zulassung einer unselbstän­
digen Anschlußbeschwerde in Anlehnung an die Möglichkeit einer 
unselbständigen Anschlußberufung würde daher beim Ausbleiben des 
ordnungsgemäß geladenen Beschwerdeführers eine Vertagung und 
einen neuen Termin zur mündlichen Anhörung erfordern, weil nicht 
ohne Verletzung des Grundsatzes des rechtlichen Gehörs gegen den 
ausgebliebenen Beschwerdeführer instanzbeendend entschieden wer­
den könne* Diese dann eintretende Verzögerung solle im arbeits­
gerichtlichen Beschlußverfahren vermieden werden. Aus den glei­
chen Gründen hat das Bundesarbeitsgericht in anderen Entschei­
dungen (BAGE 16, 8, 13 = AP Nr. 4 zu § 4 BetrVG; Beschlüsse vom 
15. September 1965 - 1 ABR 3/65 - AP Nr*. 4 zu § 94 ArbGG 1953 
und vom 6. November 1973 - 1 ABR 15/73 - AP Nr. 8.zu § 89 ArbGG 
1953) auch eine Änderung des Antrags in der zweiten Instanz nach 
Ablauf der Beschwerdefrist für unzulässig erklärt und ausgespro­
chen, daß auch ein bislang zu Unrecht am Verfahren nicht Betei­
ligter sich nach Ablauf der Beschwerdefrist nicht mit neuen An­
trägen dem Beschwerdeverfahren anschließen könne.

b ) Diese Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts hat Zustim-
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raung gefunden (vgl. Küchenhoff, Anm. zu AP Nr. 5 zu § 56 
BetrVG; Rohlfing/Rewolle/Bader, ArbGG, Stand Juli 1986, § 87 
Anm. II), aber auch Kritik hervorgerufen (vgl. Bötticher, Anm. 
zu AP Nr. 3 zu § 89 ArbGG 1953» mit vielen 'weiteren Nachweisen). 
Zunehmend wird vor allem in der neueren Literatur (vgl. vor 
allem Fenn, Anm. zu AP Nr. 10 zu § 89 ArbGG 1953; derselbe, 
Festschrift 25 Jahre Bundesarbeitsgericht, S. 91, 109 ff*;
Zöllner, Anm. zu AP Nr. 4 zu § 94 ArbGG 1953; Grunsky, ArbGG,
4. Auf!., § 87 Rz 4; Stahlhacke, ArbGG, 2. Auf!*, § 87 Rz 3; 
Wlotzke/Schwedes/Lorenz, Das neue Arbeitsgerichtsgesetz 1979,
§ 87 Rz 10; Dütz, RdA 1980, 8l, 100), aber auch in der Recht­
sprechung der Ländesarbeitsgerichte (vgl- LAG Düsseldorf Be­
schluß vom 10. Juli 1980 - 14 Ta BV 35/80 - BB 1980, 1586 f.;
LAG Hamm Beschluß vom 8; Februar 1984 - 12 Ta BV 92/83 - NZA 
1984, 59) die unselbständige Anschlußbeschwerde jedoch als zu­
lässig erachtet.

2. Dieser Auffassung schließt sich der Senat an. Die bisherige 
gegenteilige Rechtsprechung wird aufgegeben. Auch im arbeitsge-

0

richtlichen Beschlußverfahren ist die unselbständige Anschlußbe- 
schwerde zu1ässig.

Jedenfalls seit der durch die. Novellierung des ArbGG mit dem 
Inkrafttreten des Gesetzes zur Beschleunigung und Bereinigung des 
arbeitsgerichtlichen Verfahrens vom 21. Mai 1979 in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 2. Juli 1979 (BGBl. I S. 853» ber.
5. IO36, kurz ArbGG 1979) veränderten Rechtslage trägt der Hin­
weis auf den Beschleunigungsgrundsatz im arbeitsgerichtlichen
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ESeschlußverfahren nicht mehr. Der Gesetzgeber hat mit dieser No­
vellierung entgegen der früheren Rechtsprechung des Bundesar­
beitsgerichts (aaO) in § 81 Abs. 3 Satz 1 ArbGG 1979 die An­
tragsänderung ohne zeitliche Begrenzung während des gesamten 
Verfahrens in der Tatsacheninstanz (§ 87 Abs. 2 Satz 3 letzter 
Halbsatz ArbGG 1979) zugelassen und damit die Möglichkeit einer 
Verfahrensverzögerung in Kauf genommen. Die Antragsänderung durch 
den Beschwerdeführer kann aber ebenso zu Verzögerungen führen wie 
eine unselbständige Anschlußbeschwerde. Auch das Gebot der ''Waf­
fengleichheit" zwingt dazu, dieses Rechtsmittel als zulässig an­
zusehen. Kann nämlich der Beschwerdeführer seinen Antrag noch in 
der Beschwerdeinstanz ändern, so muß dem Beschwerdegegner eben­
falls die Möglichkeit eingeräumt werden, hierauf gegebenenfalls 
auch mit einer Antragsänderung zu reagieren. Das gleiche ergibt 
sich aus dem Umstand, daß nach der neueren Rechtsprechung des 
Bundesarbeitsgerichts der zu Unrecht im erstinstanzlichen Ver­
fahren nicht Beteiligte zur Einlegung eines Rechtsmittels befugt 
ist, weil er in der Vorinstanz rechtsfehlerhaft nicht angehört 
wurde (BAG Beschluß vom 15. Juli I960 - 1 ABR 3/59 - AP Nr. 10 
zu § 76 BetrVG) und dieser dann fristenunabhängig durch Antrags­
änderung den Streitstoff erweitern kann. Diese Möglichkeit muß 
erst recht dem im Verfahren von Anfang an möglicherweise als An­

tragsgegner in Anspruch genommenen Beteiligten zustehen, weil 
kein Grund ersichtlich ist, ihn schlechter zu stellen als die 
übrigen Beteiligten. Dem kann nicht die fehlende Bezugnahme in 
§ 87 Abs. 2 ArbGG auf die Vorschriften über die Anschlußberufung 
und die vom Gesetzgeber unterlassene Regelung in Kenntnis der 
Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts zur Unzulässigkeit der
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unselbständigen Anschlußbeschwerde entgegengehalten werden. Die 
Materialien zum Gesetz zur Beschleunigung und Bereinigung des 
arbeitsgerichtlichen Verfahrens vom 21. Mai 1979 machen deut­
lich, daß zwar die Frage der Zulässigkeit einer Antragsänderung 
in den Erörterungen breiten Raum eingenommen hat, eine Auseinan­
dersetzung mit dem damit eng verwandten Detailproblem der un­
selbständigen Anschließung an ein Rechtsmittel des Gegners trotz 
divergierender Auffassungen der Rechtsprechung einerseits und des 
überwiegenden Schrifttums andererseits aber unterblieb. Gerade 
weil es sich hier um ein Einzelproblem handelt, ist keine be­
wußte, vom Gesetzgeber gewollte Regelungslücke anzunehmen, die 
sachgerecht auszufüllen den Gerichten für Arbeitssachen verwehrt 
wäre. Je detailierter sich ein Sachproblem darstellt, um so we­
niger ist mit einer wie auch immer gearteten positiven oder ne­
gativen Regelung durch den Gesetzgeber im Rahmen einer das ge­
samte arbeitsgerichtliche Verfahrensrecht umfassenden Novellie­
rung zu rechnen. Jedenfalls läßt sich aus dem Schweigen des Ge­
setzgebers zu dieser Frage kein tragfähiges Argument für oder 
gegen die Zulässigkeit der unselbständigen Anschlußbeschwerde 
herleiten.

3. Einer Vorlage der Sache an den Großen Senat des Bundesar­
beitsgerichts nach § 45 Abs. 2 ArbGG bedarf es nicht. Die frü­
here Rechtsprechung des Ersten Senats ist zu §§ 80 ff. ArbGG 
1953 ergangen; nach der Neuregelung des arbeitsgerichtlichen 
Verfahrens durch das Arbeitsgerichtsgesetz 1979, insbesondere des 
§ 81 ArbGG, ist bisher keine den Senat bindende Entscheidung des 
Bundesarbeitsgerichts zur Frage der Zulässigkeit einer unselb-
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ständigen Anschlußbeschwerde ergangen. Auch der Beschluß des er­
sten Senats vom 3V• Mai 1983 - 1 ABR 64/80 - (unveröffentlicht) 
befaßt sich noch mit der Rechtslage vor Inkrafttreten des ArbGG 
1979.

III. Danach war der Beschluß des Landesarbeitsgerichts aufzuhe­
ben und die Sache zur erneuten Verhandlung und Entscheidung an 
dieses zurückzuverweisen. Der Senat kann in der Sache nicht 
selbst entscheiden, weil die festgestellten Tatsachen für eine 
Endentscheidung noch nicht ausreichen (§ 96 Abs. 1 Satz 2 ArbGG 
in Verbindung mit § 565 Abs. 3 Ziff. 1 ZPO).

1. Bei seiner erneuten Entscheidung wird das Landesarbeitsge­
richt zu berücksichtigen haben, daß es - entgegen seiner Ansicht 
- nicht gemäß § 318 ZPO an den Wertfestsetzungsbeschluß des Ar­
beitsgerichts vom 11. Mai 1983 gebunden ist.

Gemäß § 318 ZPO ist das Gericht an die Entscheidung, die in
den von ihm erlassenen End- und Zwischenurteilen enthalten ist,

*

gebunden. Zwar gilt diese Vorschrift nach ihrem Wortlaut nicht 
für Beschlüsse (vgl. Thomas/Putzo, ZPO, 14. Auf1., § 318 
Anm. 1 c; Zöller/Vollkommer, ZPO, 15. Auf!., § 318 Rz 8; 
Rosenberg/Schwab, Zivilprozeßrecht, 14. Aufl., § 60 II 2). 
Gleichwohl ist § 318 ZPO auf Beschlüsse entsprechend anwendbar, 
die unabänderbar sind (BAGE 45, 298, 301 ff. = AP Nr. 6 zu § 5 

KSchG 1969; BAGE 42, 294, 300 = AP Nr. 4 zu § 5 KSchG 1969; BAGE 
23, 276, 279 = AP Nr. 7 zu § 519 b ZPO; BAG Urteil vom 18. Mai 
1972 - 3 AZR 27/72 - AP Nr. 1 zu § 23.8 ZPO; BPatG Beschluß vom
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17. September 1985 - 3 ZA (pat) 11/85 - GRUR 1986, 54 f.; 
Wieczorek, ZPO, 2. Aufl., § 318 Anm. G I; Baumbach/Lauter- 
baGh/Albers/Hartmann, ZPO, 45. Aufl., § 329 Anm. 3 B "§ 318”; 
Zöller/Vollkommer, aaO, § 318 Rz 9). Dies gilt auch für Be­
schlüsse, gegen die die befristete Beschwerde zulässig ist 
(Zöller/Vollkommer, aaO, § 318 Rz 9; Wieezorek, aaO, § 318 
Anm. C I; Rosenberg/Schwab, aaO, § 60 II 1 b), zumindest dann, 
wenn dem Rechtsmittel oder Rechtsbehelf ein automatischer Devo- 
lotiveffekt zukommt (Stein/Jonas/Schumann/Leipold, ZPO,
19• Aufl., § 329 Anm. II). Unabänderbar sind Beschlüsse, die 
der formellen Rechtskraft fähig sind (BAG Urteil vom iS. Mai 
1972; BAGE 42, 294, 300; 45, 298, 302 f. jeweils AP, aaO). Dazu 
gehören auch die Wertfestsetzungsbeschlüsse der Gerichte nach 
§ 10 Abs. 1 BRAG0. Dies folgt aus Abs. 3 Satz 3 der Vorschrift, 
wonach die nach Abs. 3 Satz 1 statthafte Beschwerde - als soge­
nannte befristete - nur binnen zwei Wochen nach Zustellung der 
Entscheidung eingelegt werden kann. Daraus folgt jedoch, daß nach 
Fristablauf eine Beschwerde unzulässig und demnach die in Be­
schlußform zugrunde gelegte Entscheidung (formell) rechtskräftig 
wird.

Gleichwohl bindet der im Verfahren über die Zustimmungser­
setzung zur Umgruppierung von zwei Setzern ergangene Beschluß des 
Arbeitsgerichts vom 11. Mai 1983 nicht im vorliegenden Erstat­
tungsverfahren nach § 40 Abs. 1 BetrVG 1972, da es sich insoweit 
um ein anderes Verfahren mit anderem Streitgegenstand handelt und 
§ 318 ZPO sich nur auf Entscheidungen innerhalb des jeweiligen 
Verfahrens bezieht (BAGE 42, 294, 300, aaO, mit weiteren Wach-

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 10-

weisen).

2, Das Landesarbeitsgericht wird deshalb erneut zur prüfen 
haben, ob der von dem Arbeitsgericht im Beschluß vom 9. November 
1983 angenommene Streitwert von 8000,—  DM angemessen ist. Dabei 
ist von § 8 Abs. 2 Satz 2 BRAGO auszugehen, weil es im arbeits­
gerichtlichen Beschlußverfahren an für die Gerichtsgebühren maß­
geblichen Wertvorschriften fehlt (§ 12 Abs. 5, § 2 a Abs. 1 
ArbGG). Danach ist der Gegenstandswert nach billigem Ermessen zu 
bestimmen. Zwar sind Ermessensentscheidungen der ersten Instanz 
auch für das Beschwerdegericht maßgeblich, solange keine neuen 
Tatsachen zu beurteilen sind (Baumbach/Lauterbach/Albers/Hart- 
mann, aaO, § 3 Anm. 2 B; Teubner, DRiZ 1973» 389 f.). Vorlie­
gend hat das Arbeitsgericht das ihm zustehende Ermessen jedoch 
nicht ausgeübt, jedenfalls keinerlei Begründung dafür gegeben, 
warum es in seinem Beschluß vom 9. November 1983 von der Wert­
festsetzung im Beschluß vom 11. Mai 1983 abgewichen ist und 
einen doppelt so hohen Streitwert angenommen hat, wie in dem
voraufgegangenen Beschluß in dem Ersetzungsverfahren. Denn auch

*bei Ermessensentscheidungen kann und muß überprüft werden, ob das 
Ermessen durch sachfremde oder willkürliche Erwägungen über­
schritten wurde (BAGE 9, 131, 136 = AP Nr. 7 zu § 7 KSchG), wo­
bei dem Außerachtlassen wesentlicher, für die Entscheidung er­
heblicher Umstände Bedeutung zukommen kann. Deshalb sind die der 
Erraessensausübung zugrunde liegenden tatsächlichen Grundlagen 
mitzuteilen und deren Bewertung in den Entscheidungsgründen dar­
zustellen (BAG Urteil vom 14. Dezember 1962 - 1 AZR 188/61 - 
AP Nr. 1 zu § 287 ZPO).
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3* Xm Rahmen dieser Überprüfung wird das Landesarbeitsgericht 
erneut in Rechnung stellen und berücksichtigen müssen, daß eine 
Verpflichtung des Arbeitgebers nach § 40 Abs. 1 BetrVG zur 
Übernahme bzw. Freistellung des Betriebsrates von den durch die 
Beauftragung gerade eines auswärtigen Rechtsanwalts entstehenden 
Kosten grundsätzlich nur dann besteht, wenn der Betriebsrat bei 
pflichtgemäßer Berücksichtigung der objektiven Gegebenheiten und 
Würdigung aller Umstände, insbesondere auch der Rechtslage, die 
Inanspruchnahme des auswärtigen Rechtsanwalts für erforderlich 
halten durfte. Der Betriebsrat, dem insoweit ein gewisser Beur­
teilungsspielraum zusteht, muß als Folge des Grundsatzes der 
vertrauensvollen Zusammenarbeit nach § 2 Abs. 1 BetrVG, der auch 
eine angemessene Berücksichtigung der finanziellen Belange des 
Arbeitgebers erfordert, demnach ernsthaft prüfen, ob die durch 
die Inanspruchnahme eines auswärtigen Anwaltsbüros unvermeidbar 
entstehenden Mehrkosten wirklich vertretbar und sachlich ge­
rechtfertigt sind. In der Regel wird dies dann angenommen werden 
können, wenn es sich um eine tatsächlich und rechtlich schwierige 
Sache handelt, für dessen Beurteilung gerade der auswärtige An- 
wait aufgrund seiner speziellen Sach- und Rechtskunde besonders 
geeignet erscheint Cvgl. hierzu BAGE 26, 376, 382 = AP Nr. 6 zu 
§ 20 BetrVG 1972; BAGE 31, 93, 97 = AP Nr. 14 zu § 40 BetrVG 
1972; BAG Beschluß vom 16. Oktober 1986 - 6 ABR 2/85 - unver-
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öff entlieht).

Dr. Röhsler
zugleich für den durch Urlaub 
an der Unterschriftsleistung 
verhinderten Richter Dr. Jobs

Dr. Kukies

Schneider

Buschmann
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